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Entwurf eines Bundesgesetzes über den Schutz 
des Menschen und der Umwelt vor schädlichen 
Einwirkungen durch Anlagen, Begutachtung 

Die Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft erlaubt sich, 25 

Ausfertigungen ihrer an das Bundesministerium für Umwelt, Jugend 

und Familie abgegebenen Stellungnahme zum Entwurf eines Bundesge­

setzes über den Schutz des Menschen und der Umwelt vor schädli­

chen Einwirkungen durch Anlagen mit der Bitte um gefällige Kenn­

tisnahme zu überreichen. 
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BUNDESKAMMER DER GEWERBLICHEN WIRTSCHAFT 
Bundeswirtschaftskammer 

BundeswIrtschaftskammer Ä.-l045 Wien 

Postfach 108 

An das 
Bundesministerium für 
Umwelt, Jugend und Familie 

RadetzkystraBe 2 
103 1  W i e  n 

Ihre Zahl/Nachricht vom Unsere Zahl/Sachbearbeiter 

1- 32. 191/28-3 /87 Wp 5 /87 DrDu/ES 

(0222) 65 05 Datum 

4082 
DW 

2 6 • 1 • 1 9 8 8 

Betreff Entwurf eines Bundesgesetzes über den Schutz 
des Menschen und der Umwelt vor schädlichen 
Ei nwirkungen durch Anlagen: Begutachtungsverfahren 

Die Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft beehrt sich, zu dem 

zur Begutachtung versendeten Entwurf eines Umweltschutzgesetzes 

nachfolgende Stellungnahme abzugeben. Dabei läßt es die grund­

sätzliche Bedeutung des Gesetzesvorhabens angezeigt scheinen, �i­

nige allgemeine überlegungen zur weiteren Entwicklung des anla­

genbezogenen Umweltrechtes den Äußerungen zu den einzelnen Be­

stimmungen des Entwurfes vorauszuschicken: 

Verschiedene Aspekte der Gewährleistung des notwendigen Umwelt­

schutzes im Zusammenhang mit der Errichtung (Änderung) von Anla­

gen wurden bereits in der ForstG-Novelle 1987 behandelt und sind 

weiters das Thema mehrerer Regierungsvorlagen, die in nächster 

Zeit vom Nationalrat beraten werden sollen. Dazu gehört die No­

vellierung der Betri ebsanlagenvorschriften im Rahmen der laufen­

d en Gewerberechtsreform ( 3 41 BlgNR 17. GP) , das neue Luftrein­

halteG für Kesselanlagen oder die Einführung der Bürgerbetei li­

gung durch Änderung des AVG (240 BlgNR 17. GP) . Weitere Gesetzes­

vorhaben ähnlicher Richtung befinden sich noch in ministerieller 

Vorbereitung , wie Änderungen des Elektrizitätswirtschaftsgeset­

zes, des Wasserrechtsgesetzes , des Berggesetzes oder ein Umwelt-
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verträglichkeitsprüfungs-Gesetz. Neben diesen in aktueller Dis­

kussion stehenden Neuregelungen behandelt auch noch eine Reihe 

weiterer Rechtsvorschriften des Bundes- und Landesrechtes, die 

aber hier nicht im einzelnen aufgezählt werden sollen, Fragen des 

Umweltschutzes bei Anlagen. 

Die Ausgangslage für den vorliegenden Entwurf ist also gekenn­

zeichnet durch Vielfalt, Unübersichtlichkeit, Lücken und Mehr­

fachregelungen der in Geltung stehenden einschlägigen Rechtsvor­

schriften. Das im Entwurf zum Ausdruck kommende Bemühen um Uber­

windung dieser Si tuation durch Rechtsvereinfachung und -verein­

heitlichung entspricht zwar den auch von der Kammerorganisation 

geäußerten Wünschen nach Entbürokratisierung und Beschleunigung 

der Anlagengenehmigungsverfahren. Ganz besonderes Gewicht wird 

von der Bundeswirtschaftskammer allerdings der Frage des sachli­

chen Anwendungsbereiches des Gesetzesvorhabens bzw der Ausnahmen 

für jene Bereiche beigemessen, in der besondere Betriebsverhält­

nisse usw den Fortbestand spezieller Anlagenvorschriften erfor­

dern. Wie an den dafür maßgeblichen Bestimmungen des Entwurfes im 

einzelnen noch gezeigt wird, sind darin keine überzeugenden Lö­

sungen für diesen Problemkomplex geboten worden. Im übrigen 

sollte es ein vorrangiges Anliegen sein, den Konzentrationseffekt 

d er Neuregelung durch Substitution von Anlagenvorschriften aus 

verschiedenen Rechtsbereichen möglichst umfassend zu gestalten. 

In diesem Zusammenhang muß aber bedacht werden, daß eine erfolg­

reiche Verwirklichung des Vorhabens die Bewältigung erheblicher 

verfassungsrechtlicher und gesetzestechnischer Schwierigkeiten 

voraussetzt und daher sehr gründliche und voraussichtlich auch 

zeitraubende Vorarbeiten verlangen wird. Jedenfalls sollte erst 

nach Vorliegen der Ergebni sse der laufenden Verhandlungen zwi­

schen Bund und Ländern über Kompetenzveränderungen im Bereich des 

Umweltschutzes bzw nach Klarhei t  über die endgültige Fassung der 

d iesbezüglichen B-VG-Novelle in die Diskussion über viele Einzel­

heiten des beabsichtigten Umweltschutzgesetzes für Anlagen einge­

treten werden. Die Bundeswirtschaftskammer hat sich jedenfalls im 

kürzlich durchgeführten Begutachtungsverfahren einer B-VG Novelle 

für eine umfassende Zuständigkeit des Bundesgesetzgebers zur Re-
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gelung des Umweltschutzes bei Anlagen ausgesprochen und die Be­

schränkung des Entwurfes auf die Luftreinhaltung als ungenügend 

kritisiert . Es soll daher auch vorsorglich angemerkt werden, daß 

d ie Bundeskammer eine Einschränkung des gegenständlichen Geset­

zesvorhabens auf die anlagenbezogene Luftreinhaltung entschieden 

ablehnen würde. 

Ungeachtet der vorläufig noch fehlenden Kompetenzgrundlage kann 

das gegenständliche Begutachtungsverfahren vielleicht als nützli­

che Einleitung der Diskussion über mögliche Wege zur Realisierung 

der angestrebten grundlegenden Reform des Anlagenrechtes zu be­

trachtet werden . Unverständlich und bedauerlich waren aber die 

überhastete F ertigstellung des Entwurfstextes und d ie - ange­

sichts der Notwendi gkeit grundsätzlicher Uberlegungen - viel zu 

kurz bemessene Begutachtungsfrist . Die Bundeswirtschaftskammer 

i st nämlich der Meinung, daß die bereits als Regierungsvorlage 

ei ngebrachten und in wesentlichen Punkten ausd iskutierten Refor­

men der Vorschriften über gewerbliche Betriebsanlagen und über 

die Luftrei nhaltung bei Dampfkesseln vorrangig abgeschlossen wer­

den sollten - ni cht zuletzt im Hinblick auf die einschlägigen Ab­

sichtserklärungen des Regierungsübereinkommens. Di e in den er­

wähnten Regierungsvorlagen nach langwierigen Vorarbeiten gefunde­

nen Kompromisse und Lösungsmodelle ( zB in den Fragen der Berück­

sichtigung des umfassenden Umweltschutzes, der Altanlagensanie­

rung, der Verfahrensbeschleunigung, der Störfallmaßnahmen usw) 

müßten sodann - unter Verwertung zwischenzei tlicher Erfahrungen -

auch im neuen Umweltschutzgesetz für Anlagen berücksichtigt wer­

d en .  Wie noch zu zeigen sein wird, fehlt im vorliegende Entwurf 

eine sachliche Auseinandersetzung mit den Lösungsmodellen der Ge­

werberechtsnovelle 1988; der Entwurf weist daher auch in vielen 

P unkten, d i e  davon abweichende Vorstellungen verfolgen, noch 

zahlreiche Unklarheiten und zum Teil wesentliche Mängel, Lücken 

und Schwachstellen auf. Die Bundeskammer betont daher nochmals, 

daß sie einer zügigen verabschiedung der Gewerberechtsnovelle 

1988 und des Luftreinhaltegesetzes für Kesselanlagen eindeutig 

d en Vorzug vor einer allfälligen Realisierung dieses Entwurfes 

gibt, wei l  den dort beschrittenen Lösungswegen Modellcharakter 
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für die künftige Entwicklung des Umweltrechtes zukommt und damit 

zweifellos ein sehr wesentlicher und auch rasch wirksamer Beitrag 

zur Verbesserung der Umweltverhältnisse in unserem Lande gelei­

stet werden könnte. 

Aber nicht nur in vielen Einzelheiten, sondern auch im grundsätz­

lichen Konzept erweist sich der Entwurf als verbesserungsbedürf­

tig. Insbesonders wird eine in zeitlicher und sachlicher Hinsicht 

durchdachte Abstimmung der darin enthaltenen Vorschriften zur 

Altanlagensanierung an jene Maßnahmen vorzunehmen sein , die in 

den, nach Aussendung dieses Entwurfes beschlossenen RV der Gewer­

berechtsnovelle 1988 und des Luftreinha1tegesetzes für Kesselan­

lagen enthalten sind. Die Bundeskammer bedauert in diesem Zusam­

menhang das Fehlen eines klaren umweltpolitischen Konzeptes über 

die Ablöse der derzeit geltenden ( und demnächst sogar nochmals zu 

reformierenden) Bestimmungen des Anlagenrechtes durch die Neure­

gelungen des Entwurfes. Jedenfalls müßte davon ausgegangen wer­

den, daß die umweltpolitisch vorrangige Aufgabe der Altanlagensa­

nierung durch Einführung neuer Umwe1tschutztechno1 ogien in be­

reits bestehenden ( gewerblichen) Betriebsanlagen noch nach den 

( demnächst novellierten) Vorschriften der GewO bzw der LRG-K er­

folgen sollte und das gegenständliche Vorhaben erst für die spä­

tere Entwicklung des Anlagenrechtes maßgeblich sein sollte. In 

diesem Zusammenhang wäre zB auch vorstellbar, das neue Anlagen­

recht vorerst nur teilweise, etwa hinsichtlich neuer Vorhaben und 

für nicht gewerbliche Betriebe, in Kraft zu setzen. 

Zusammenfassend beehrt sich die Bundeswirtschaftskammer somit 

festzustellen, daß sie das Vorhaben eines einheitlichen Umwelt­

schutzgesetzes für Anlagen zwar grundsätzlich unterstützt, eine 

grundlegende tlberarbeitung des zur Begutachtung ausgesendeten 

Entwurfes in vielen Grund- und Detailfragen aber für unumgänglich 

ansieht. Es wird vorgeschlagen , mit dieser Aufgabe eine Arbeits­

gruppe unter Heranziehung der Sozialpartner zu betrauen, deren 

Ergebnisse allerdings den Gegenstand eines neuerlichen allgemei­

nen Begutachtungsverfahrens bilden müßten. Es darf nicht überse­

hen werden, daß die für Anlagen geltenden Umweltschutzvorschrif­

ten für viele Zweige der österreichischen Wirtschaft eine Exi-
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stenz frage darstellen und daher der Inhalt einschlägiger Rechts­

normen nicht nur umweltpolitische, sondern auch größte wirt­

schaftspolitische Tragweite besitzt. Es wäre daher keinesfalls 

vertretbar, einem Umweltschutzgesetz für Anlagen nur ökologische 

und nicht auch ökonomische Rücksichten zugrunde zu legen. Des­

gleichen wird in dieser Etappe der Neugestaltung des Anlagenrech­

tes auch für eine Abstimmung mit jenen Anforderungen gesorgt wer­

den müssen, die sich aus der bevorstehenden EG-Annäherung erge­

ben. Diesbezügliche Uberlegungen sind bisher in österreich erst 

im Anfangsstadium und vor allem im vorliegenden Entwurf fast 

vollständig vernachlässigt worden. 

In diesem Zusammenhang stellt die Bundeswirtschaftskammer fest, 

daß sie auch gegen den als Initiativantrag der Abgeordneten Kep­

pelmüller und Genossen eingebrachten Entwurf eines Bundesgesetzes 

betreffend den anlagenbezogenen Umweltschutz (11- 1977 BlgNR 

17. GP ) ,  der als Vorlage für den gegenständlichen Entwurf benützt 

wurde und im wesentlichen denselben Regelungsgegenstand behan­

delt, vergleichbare und teilweise noch gravierende Bedenken hegt. 

Vor allem ist im Interesse eines Konsenses in Grundfragen der Um­

weltpolitik zu bedauern, daß es bei der Vorbereitung von Regelun­

gen der gegenständlichen Materie gewissermaßen zu einem überflüs­

sigen und mit sachlichen Gründen nicht zu rechtfertigenden Wett­

lauf in der Fertigstellung zweier Gesetzesvorhaben mit im wesent­

lichen identen Inhalt und Zielrichtung kommen konnte. Viele Män­

gel des gegenständlichen Entwurfes, insbesondere auch im Erläu­

terungsteil hätten vermieden werden können, wenn für seine Vorbe­

reitung angemessene Zeit und Sorgfalt aufgewendet worden wären. 

Im Begutachtungsverfahren wurde mehrfach eingewendet, daß die 

Auswirkungen des vorliegenden Entwurfes derzeit noch nicht aus­

reichend beurteilt werden könnten, weil die Lösung vieler Sach­

fragen bzw die Festlegung einzelner Maßnahmen erst auf Verord­

nungsebene erfolgen werde. Die Bundeswirtschaftskammer ist sich 

freilich bewußt, daß angesichts der vielfältigen Anwendungsberei­

che und Schutzaufgaben des vorliegenden Gesetzes ein anderer Weg 

zur Erlassung der notwendigen Ausführungsvorschriften kaum zur 

Verfügung steht. Bereits bei der Vorbereitung vergleichbarer Ver-
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ordnungen , zB aufgrund der GewO 19 73 oder des DKEG , hat sich 

allerdings gezeigt , daß im Prinzip nur unter der Voraussetzung 

einer ausreichenden Mitwirkung von Fachleuten aus der Praxis bzw 

aus den künftigen Anwendungsbereichen der betreffenden Vorschrift 

mit praktikablen und tragbaren Ergebnissen gerechnet werden kann. 

Um diese Voraussetzungen für die Erlassung der im vorliegenden 

Entwurf in der Tat sehr zahlreich vorgesehenen Verordnungen si­

cherzustellen , müßte das Prinzip der Beiziehung einschlägiger 

Fachexperten auf Vorschlag der Bundeswirtschaftskammer bzw ande­

rer fachlich betroffener Interessenvertretungen zur Vorberatung 

von Verordnungsentwürfen in Zusammenarbeit mit den zuständigen 

Beamten des Bundesministeriums im Gesetzestext verbindlich ver­

ankert werden; allenfalls sollte wohl auch die Errichtung eines 

institutionellen Rahmens, zB in Form eines Fachbeirates , für die­

se Beratungen in Erwägung gezogen werden. 

In der Folge wird auf die einzelnen Bestimmungen des Entwurfes 

näher eingegangen. Dabei beschränkt sich die vorliegende Stel­

lungnahme im wesentlichen auf grundsätzliche Bemerkungen und er­

folgt unter dem Vorbehalt, daß Anregungen und Verbesserungsvor­

schläge zu einzelnen Bestimmungen des Gesetzesvorhabens auch noch 

in einer späteren Phase der redaktionellen Arbeiten vorgebracht 

werden können. 

Zu § 1: Angesichts der grundsätzlichen Bedeutung des Gesetzesvor­

habens muß die gegenständliche Zielbestimmung besonders sorgfäl­

tig formuliert werden , auch wenn ihr möglicherweise Rechtswirkun­

gen nur im Zusammenhang mit Auslegungsfragen zukommen können. Oie 

im Entwurf getroffene Aufzählung verschiedener Schutzbereiche 

entspricht dieser Anforderung leider überhaupt nicht und enthält 

zahlreiche inhaltliche Mängel und Widersprüche. Ohne auf die Kri­

tik an einzelnen problematischen Formulierungen ( "Lebensgrundla­

gen der natürlichen Umwelt" , "lästige Einwirkungen" , "Umweltein­

wirkungen" usw) detailliert einzugehen , wird vorgeschlagen , den 

verfassungsrechtlich verankerten Begriff des "umfassenden Umwelt­

schutzes" bzw seine verfassungsrechtliche Legaldefinition der ge­

genständlichen Zielbestimmung zugrunde zu legen. Oie Bundeswirt­

schaftskammer sieht keine Veranlassung , von dem verfassungsrecht-
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lich festgelegten Grundsatz der Humanbezogenheit des Umweltschut­

zes abzugehen und - wie im Entwurfstext - den Schutz der ökosphä­

re gewissermaßen als Selbstzweck anzustreben. Leider fehlen in 

den Erläuterungen des vorliegenden Entwurfes Erörterungen zu die­

ser Grundsatzfrage 

Zu § 2: Im Gegensatz zur Uberschrift dieser Bestimmung wird darin 

keineswegs der "sachliche Geltungsbereich" des Gesetzes ( ab­

schließend) geregelt. Dieser muß vielmehr erst aus der Interpre­

tation weiterer Regelungen (zB § 3 Abs 1 bis 5 ,  § 5 Abs 1 Z 5 ,  

§ 26) entnommen werden; vermutlich konnten aber bei der ersten 

P rüfung des vorliegenden Entwurfes alle Zweifelsfragen der An­

wendbarkeit des Gesetzes auf bestimmte Anlagen noch gar nicht er­

kannt werden. Diese Situation ist äußerst unbefriedigend. Es muß 

daher verlangt werden, daß die dem "sachlichen Geltungsbereich" 

des Gesetzes gewidmete Bestimmung eine vollständige und zweifels­

freie Aufzählung der erfaßten Anlagenarten bzw allfälliger Aus­

nahmen enthält. 

Selbstverständlich ist eine Festlegung des Anwendungsbereiches 

des Gesetzes erst nach Klarheit über die zur Verfügung stehenden 

verfassungsrechtlichen Regelungskompetenzen möglich. Sollte aber, 

wie es nach Meinung der Bundeswirtschaftskammer wünschenswert wä­

re, tatsächlich eine umfassende Kompetenz zur Regelung des Um­

wel tschutzes bei Anlagen geschaffen werden , wären eingehende 

Uberlegungen über die Berechtigung von Ausnahmen für bestimmte 

Bereiche anzustellen. In den Erläuterungen haben solche Uberle­

gungen bedauerlicherweise kaum Niederschlag gefunden - meist fin­

den sich nur lapidare Hinweise auf die Tatsache der Ausnahme ohne 

nähere Begründung. N ach Meinung der Bundeswirtschaftskammer müßte 

speziell die Frage der Einbeziehung von Bergbauanlagen unter Be­

rücksichtigung der besonderen Situation des Bergbaues in öster­

reich geprüft werden, wobei vor allem auch an die Notwendigkeit 

der Einbeziehung rOhstoffpolitischer Erwägungen zu erinnern ist , 

wie sie anläßlich der Neufassung des Berggesetzes 1 9 75 angestellt 

wurden (vgl Erläuterungen zur RV , 1 303 Blg Nr 1 3. GP ) .  Hinzu 

kommt die Notwendigkeit besonderer Sicherheitsvorschriften beim 

Bergbau, die nicht nur den Interessen des Nachbarschaftsschutzes, 
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sondern insbesondere auch dem Arbeitnehmerschutz dienen. Durch 

die im Entwurf vorgesehene Aufhebung einer Reihe von Bestimmungen 

des Berggesetzes ( §  26 Abs 1 Z 3 des Entwurfes) würde es zum Weg­

fall der bestehenden Sicherheitsvorschriften kommen. Die Einbin­

dung des Bergrechtes in das vorliegende Gesetzesvorhaben soll 

vorerst noch nicht rundweg abgelehnt werden - es herrscht aber 

der Eindruck vor ,  daß die zahlreichen Probleme einer solchen Maß­

nahme bisher überhaupt nicht bedacht wurden und keine Klarheit 

über die notwendige Abstimmung des Entwurfes mit den bestehenden 

bergrechtlichen Bestimmungen besteht. 

In Kürze sei noch auf folgende weitere Problempunkte bei Abgren­

zung des Anwendungsbereiches hingewiesen: Von der Gestaltung des 

- noch zu schaffenden - Kompetenztatbestandes wird abhängen , ob 

Krankenanstalten sowie Elektrizitätsversorgungsunternehrnen , die 

derzeit dem Kompetenztypus gern Art 1 2  Abs 1 unterliegen , der Neu­

regelung unterworfen sein sollen. Einer näheren Begründung be­

dürften wohl auch die Ausnahmen für Anlagen des Eisenbahn- , 

Schiffahrts- und Luftverkehrs ( die Beschränkung der Ausnahme auf 

"Flugplätze" erscheint jedenfalls nicht sinnvoll). Im Lichte der 

bestehenden Judikatur zum Begriff der "einheitlichen Betriebsan­

lage" ist aber unverständlich , weshalb Straßen schlechthin ausge­

nommen sein sollen - dies hätte möglicherweise zur Folge , daß der 

Verkehr innerhalb eines Betriebsgeländes , soweit er auf Verkehrs­

wegen ( Straßen) stattfindet , nicht er faßt werden könnte. Die Ein­

heitlichkeit der Betriebsanlage führt auch zu P roblemen , wenn 

( wie zB in landwirtschaftlichen Betrieben) eine Hausfeuerungsan­

lage gleiChzeitig auch Betriebsräumlichkeiten beheizt. Im übrigen 

wird diesbezüglich auch auf die Ausführungen zu § 3 verwiesen. 

Zusammenfassend ist zu § 2 des Entwurfes jedenfalls anzumerken , 

daß gerade die Frage des sachlichen Anwendungsbereiches bei der 

Ausarbeitung des Entwurfes offenbar - möglicherweise aus Zeitman­

gel - nicht ausreichend durchdacht werden konnte. Im Interesse 

der wünschenswerten Klarheit der betreffenden Bestimmungen wird 

vorgeschlagen , alle einschlägigen Regelungen , die im Entwurf aus 

verschiedenen Tatbeständen auf interpretativem Weg erschlossen 

werden müßten , in einer Bestimmung zusammenzufassen. 
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Zu § 3:  Zunächst ist an der Definition des Abs Pkt 1 zu kritisie­

ren, daß hier dem Begriff "Einwirkungen" generell ein Inhalt zu­

geschrieben wird, der in diesem Umfang im Gesetz nur ausnahmswei­

se angewendet wird. Verunreinigungen des Wassers werden nämlich 

ausschließ lich in der subsidiären Genehmigungsvoraussetzung des 

§ 5 Abs 1 Z 5 ( die den Tatbestand des § 74 Abs 2 Z 5 GewO nachge­

bildet ist) angesprochen . Zumindest ein entsprechender Querver­

weis erschiene daher sinnvoll, um Unklarheiten vorzubeugen. 

Weitere offene Fragen verbinden sich mit den Abs 3 und 4. Die Be­

grenzung des sachlichen Anwendungsbereiches des Gesetzes durch 

Einengung des Anlagenbegriffes führt zweifellos zu Unklarheiten 

und ist daher abzulehnen. Unklar ist weiters , nach welchen Ge­

sichtspunkten die Festlegung der Ausnahmen gern Abs 4 vorgenommen 

wurde , zumal die Erläuterungen darüber keine Aussage enthalten. 

Dabei fällt auf , daß ROhrleitungsanlagen in der Aufzählung des 

Abs 4 fehlen , andererseits aus § 26 aber der Fortbestand des 

ROhrleitungsgesetzes hervorgeht. Dieser Widerspruch wäre aufzu­

klären. 

KlarsteIlungsbedürftig wäre weiters, welche Uberlegungen dafür 

maßgeblich waren , daß nach der Legaldefinition des Begriffes " Be­

triebsanlage" zwar die Entfaltung einer "wirtschaftlichen Tätig­

keit", jedoch nicht mehr die Absicht, einen Ertrag oder sonstigen 

wirtschaftlichen Vorteil zu erzielen im Sinne des § 1 Abs 2 GewO 

verlangt wird. Die Formulierung führt dazu , daß ohne jede Einnah­

menerzielungsabsicht betriebene Anlagen von Vereinen oder gemein­

wirtschaftlichen Institutionen von der Neuregelung nicht erfaß t 

würden; gerade aber die Lückenhaftigkeit des geltenden Anlagen­

rechtes für solche Betriebe wird seit langem kritisiert und soll­

te dringend behoben werden. 

Grundsätzlich ist die Bundeswirtschaftskammer der Meinung , daß 

auch der Hausbrand einer generellen bundesgesetz lichen Regelung 

unterworfen sein sollte, um eine einheitliche Luftreinhaltungspo­

litik zu ermöglichen. Dies gilt vor allem , wenn das Instrument 
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der Typenprüfung eingeführt werden soll. "Hausfeuerungsanlagen" 

werden aber oft nicht serienrnäßig hergestellt ( zB individuell ge­

stal tete und aufgestellte Kachelöfen) und eignen sich daher inso­

weit ( als Gesamtanlage) nicht in allen Fällen für eine Typenge­

nehmigung im Sinne des § 4 Abs 6 .  

Ob mit der Erfassung "jeder" Feuerung zur Ra�neizung im Abs 5 

auch die Beheizung von Betriebsanlagen gemeint ist, wie dem Norm­

text entnommen werden könnte, müßte aufgeklärt werden - auch hier 

liegt ein Konflikt mit dem Grundsatz der "einheitlichen" Be­

triebsanlage vor. Es erschiene jedenfalls kaum vorstellbar, jede 

Raumbeheizung als Hausfeuerungsanlage einer Sonderbehandlung zu 

unterstellen, und zwar auch dann, wenn ohnedies eine Betriebsan­

lagengenehmigung des betreffenden Raumes erwirkt werden muß. 

Ob und inwieweit Hausfeuerungsanlagen überhaupt von der beabsich­

tigten Neuregelung erfaBt werden können, wird ohnedies von der 

Gestalt der erst zu schaffenden Kompetenzgrundlagen abhängen. 

Möglicherweise könnte ein Lösungsweg darin bestehen, nur bundes­

gesetzliche Ermächtigungen zur Typisierung von Anlagen ( teilen) in 

dieses Gesetz aufzunehmen und sonstige Fragen der Emissionsbe­

schränkung beim Hausbrand dem Landesgesetzgeber zu überlassen. 

Eine andere Al ternative wäre es, die Beheizung von Wohn- und 

Büroräumen bis zu einer bestimmten Heizleistung der Beurteilung 

im Rahmen der Feuerpolizei zu überlassen. 

Die Formulierung zur Definition des Begriffes "Stand der Technik" 

im Abs 6 entspricht dem § 71a d er RV einer Gewerberechtsnovelle 

1 9 88 (341 B1g Nr 17. GP) . Die Bundeswirtschaftskammer spricht 

sich nachdrücklich dafür aus, an dieser Formulierung festzuhal­

ten. Die normative Bedeutung der fallweise diskutierten Alterna­

tivvorschläge zu dieser Definition wäre ohnedies nur gering zu 

veranschlagen : Abweichungen in den vom Gesetzgeber in verschiede­

nen Rechtsvorschriften verwendeten Definitionen müßten aber je­

d enfalls zu Unklarheiten und Rechtsunsicherheit führen. 
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Im Abs 7 dürfte ein Schreibfehler passiert sein: Nicht als Nach­

barn iS des 2. Satzes der Bestimmung sollten wohl einerseits die 

durch das Arbeitnehmerschutzgesetz geschützten Personen behandelt 

werden und sodann ( wie schon bisher gern § 75 Abs 2 GeWO) jene 

P ersonen, die sich vorübergehend in der N ähe der Betriebsanlage 

aufhalten und nicht iS des 1. Satzes dinglich berechtigt sind. 

Zu § 4: Die Erläuterungen zu dieser Bestimmung betonen zwar den 

Unterschied zur geltenden Fassung der GewO 19 73, lassen aber eine 

Auseinandersetzung mit den in der Regierungsvorlage der Gewerbe­

rechtsnovelle 19 88 erarbeiteten Modellen für eine Bewältigung der 

P roblematik der Genehmigungspflicht von Kleinanlagen vermissen. 

Gerade das schiene aber notwendig, weil ja die E inführung der vom 

Entwurf beabsichtigten Neuerungen nur als Ablöse der durch die 

Gewerberechtsnovelle 19 88 geänderten Rechtslage in Betracht 

kommt. 

Fraglich erscheint, ob das neue Konzept der generellen Genehmi­

gungspflicht in Verbindung mit den Ausnahmen gern Abs 2 und 4 tat­

sächlich zu einer Verbesserung der Rechtssicherheit führen wird. 

Auf jeden Fall sollte eine dem § 3 58 GewO vergleichbare Möglich­

keit zur Erwirkung eines Feststellungsbescheides betreffend das 

Vorliegen einer Ausnahme gern Abs 2 und der Genehmigungspflicht 

einer Änderung ( Abs 3 )  vorgesehen werden . Die Bundeskammer tritt 

dafür ein, die Zulassung des Betriebs von Anlagen möglichst ein­

fach und unbürokratisch zu gestalten und sieht in der Typisierung 

vor allem von Anlagenteilen ( Maschinen, Geräten, Ausstattung) ein 

wirkungsvolles Instrument dafür. In die Uberlegungen der Ausge­

staltung dieser Regelung wäre auch d as Modell der § §  76 und 3 59 b  

GewO idF der RV einzubeziehen. 

Unklar bleiben die Rechtsfolgen der im Abs 5 vorgesehenen Uber­

prüfung; in diesem Zusammenhang wird wohl auf die Möglichkeit 

einer E rteilung zusätzlicher Auflagen nicht verzichtet werden 

können. Weiters wird vorgeschlagen, dem Betreiber im Falle der 

Ausnahme von der Genehmigungspflicht jedenfalls die Möglichkeit 
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einer diesbezüglichen behördlichen Feststellung zu eröffnen ( vgl 

§ 3 59 b  GewO idF der RV) . Einer Verordnungsregelung vorzubehalten 

wären schließlich alle Fragen der Durchführung ( zB Prüfstellen, 

Typenscheine) . 

Eine Hausfeuerungsanlage iS des Abs 6 besteht in der Regel aus 

der Feuerungseinrichtung, dem Brennstofflager, dem Schornstein 

und möglicherweise weiteren Elementen. Eine serienmäßige Herstel­

lung kann sich daher nur auf die Feuerungseinrichtung beziehen, 

nicht jedoch auf die gesamte Anlage, die von den jeweiligen bau­

lichen Verhältnissen abhängen wird. Auch eine Typengenehmigung 

kann daher nur den serienmäßig hergestellten Teil, nämlich die 

F euerungseinrichtung, erfassen. 

Zu § 5: Zunächst wäre klarzustellen, daß die im § 5 Abs 1 ange­

führten Genehmigungskriterien nur für den Betrieb der geplanten 

Anlage, jedoch nicht für deren Errichtung ( also für den Bau und 

die Aufstellung) gelten sollen ; zu diesem Ergebnis könnte man 

nämlich durch die Interpretation des § 5 Abs 1 in Verbindung mit 

§ 4 Abs 1 gelangen, die sich in ihrer Wirkungsweise von ihrem 

Vorbild, den § 74 Abs 2 GewO 19 73 , unterscheiden. 

Im Zusammenhang mit der Erweiterung des Schutzes von Leben und 

Gesundheit aller Menschen ( und nicht nur der Nachbarn) wird vor­

geschlagen, im § 11 Abs 3 ( oder zumindest in den Erläuterungen zu 

d ieser Bestimmung) ausdrücklich festzuhalten, daß nur die Nach­

barn selbst und nicht auch andere geschützte Personen in Abwei­

chung der Grundsätze des § 8 AVG im Verfahren Parteisteilung er­

langen können. 

Besonders problematisch im Hinblick auf den dadurch bewirkten Er­

mittlungsaufwand erscheint die Erweiterung des Schutzprinzips gern 

Abs 1 Z 6 auf die Luft, den Boden sowie Pflanzenbewuchs und Tier­

bestand. Die Beschränkung dieses Schutzes auf die Maßgabe der mit 

Verordnung festgelegten Immissionsgrenzwerte mag eine gewisse 

Vereinfachung bringen, ist aber immer noch von höchster Brisanz, 

weil ja § 17 die Erteilung von Auflagen auch dann gebietet, wenn 
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die gegenständlichen Schutzinteressen (mangels einschlägiger Ver­

ordnungsregelung) nicht hinreichend geschützt sind; allenfalls 

müßte daher eine entsprechende KlarsteIlung im § 1 7  getroffen 

werden. Während hinsichtlich des humanbezogenen Immissionsschut­

zes gern Abs 1 Z 1 und 2 bei der Festlegung von Immissionsgrenz­

werten auf anerkannte wissenschaftliche Erkenntnisse zurückge­

griffen werden kann, wird das Ausmaß des Schutzes von Boden, 

Pflanzenbewuchs und Tierbestand zweifellos eine umweltpolitische 

Grundsatzentscheidung voraussetzen, die im Gesetz determiniert 

werden müßte - mit dem Verweis auf die "natürlichen Gegebenhei­

ten" ist diesem Erfordernis jedenfalls nicht entsprochen. Die 

unterschiedliche Festlegung von Grenzwerten, differenziert nach 

Schutzgütern, stellt dabei weitgehend eine rein hypothetische Er­

leichterung dar: In der Realität wird in der Regel infolge des 

gemeinsamen Auftretens verschiedener Schutzgüter die Einhaltung 

der strengsten Grenzwerte verlangt werden müssen. Schließlich 

wird sich der Inhalt der Verordnungen nicht auf die Festlegung 

von Grenzwerten beschränken können, sondern es müssen entspre­

chende Meßmethoden und Vorgangsweisen der Ausbreitungsberechnung 

normiert werden, soll das angestrebte Modell funktionsfähig sein. 

Leider enthalten die Erläuterungen keinen Hinweis darauf, was mit 

der Festlegung von Luftgüte- und Lärmschutzzonen durch Verordnung 

bezweckt wird, umso mehr als an diese Regelung im sonstigen Ent­

wurfstext keine weiteren Rechtsfolgen geknüpft werden. Aus dem 

Zusammenhang kann allenfalls erschlossen werden, daß die Zonen 

für die Festlegung d er Immissionsgrenzwerte maßgeblich sein sol­

len - eine solche Absicht des Gesetzgebers sollte aber in der 

Formulierung eindeutig zum Ausdruck kommen. Jedenfalls wäre für 

eine ausreichende Determinierung der betreffenden Verordnungser­

mächtigung zu sorgen, nach welchen sachlichen und räumlichen Ge­

sichtspunkten solche Zonen festgelegt werden sollen - als solche 

ist keinesfalls ausreichend, daß etwa (nur) bei den Lärmschutzzo­

nen auf die Widmungsvorschriften Bedacht genommen werden soll. 
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Die Bestimmung des Abs 5 übernimmt den Regel ungsvorschlag des 

§ 74 Abs 3 GewO in der Fassung der RV einer Gewerberechtsnovel le 

1988. Erst nach Vorl iegen ausreichender Erfahrungen mit der Vol l­

ziehung dieses Tatbestandes wird beurtei lt werden können, ob da­

von eine Besserung der in der Vol lziehung des § 74 Abs 3 GewO 

19 73 eingetretenen katastrophalen Folgen insbesondere für Gastge­

werbebetriebe erwartet werden kann. 

Soweit sich Immissi onen für di e Erfassung durch Grenzwerte eignen 

(zB Luftverunreinigungen, Lärm) , könnte die Prüfung der Genehmi­

gungsvoraussetzungen gern Abs 1 Z 2 durch den Regelungsvorschl ag 

im Abs 6 künftig viel leicht erleichtert und objektiviert werden, 

soferne auch geeignete Berechnungsmodel le für die Immissionspro­

gnose zur Verfügung stehen. 

Die Zul ässigkeit sonstiger Immissionen, die von einer projektier­

ten Anl age zu erwarten sind , ist nach den Tatbeständen des Abs 1 

Z 1 bis 5 zu beurteilen. Dabei ist die Frage der Zumutbarkeit von 

Belästigungen besonders sChwierig zu beantworten. Der diesbezüg­

l iche Inhalt des Abs 6 übernimmt aber den bereits bei der Neufor­

mul i erung des § 77 Abs 2 GewO in der Fassung der RV einer Gewer­

berechtsnovel l e  1988 unterlaufenen Gedankenfeh1er, insofern näm­

lich die - bisher im § 77 Abs 2 GewO enthaltene - Aussage fehlt , 

nach welchen Maßstäben bei der Beurteilung der Zumutbarkeit von 

Belästigungen vorzugehen ist. Jedenfalls muß dieser Tatbestand 

daraufhin geprüft werden, ob davon eine klarere Entwicklung der 

Rechtsprechung erwartet werden kann, als bisher vergleichsweise 

zum § 77 Abs 2 GewO 1973 (sog "Breitenbach"-Erkenntnis, VwSlgA 

10482/19 81) ergangen ist. Dabei wird zu berücksichtigen sein, daß 

gerade für den Begriff "Bel ästigung" genügt, daß eine bestimmte 

Störung als unerwünscht empfunden wird. Soweit darüber hinaus 

Einwirkungen in weiterer Fol ge zu physischen Beeinträchtigungen 

führen, wird aber bereits eine Gesundheitsgefährdung vorl iegen. 

Es widerspricht dami t  dem Wesen der "unzumutbaren" Belästigung, 

wenn bei der Beurteilung auf den "Konstitutionsunterschied zwi­

schen Kindern und Erwachsenen" Bedacht zu nehmen ist, wie die Er-
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l äuterungen zur Regierungsvorlage einer Gewerberechtsnovel le 1988 

zur Neufassung des § 77 Abs 2 GewO bemerken. Die Beurtei lung der 

Zurnutbarkei t  von Bel ästigungen ist näml ich naturwissenschaftl ich 

(medizinisch) nicht objektivierbar und wird daher immer eine ge­

seIlschaftspol itische Entscheidung darstel l en, die l edigl ich an 

der Gesundheitsgefährdung ihre Schranken findet. Dabei müßte vom 

Gesetzgeber vorgegeben werden, nach welchen Maßstäben die "Zurnut­

barkeit" bewertet werden sol l. Es wäre aber auch Sache des Ge­

setzgebers, Entwicklungen zur Intoleranz gegenüber wirtschaftl i­

chen Aktivitäten unter dem Titel der Unzumutbarkeit entgegenzu­

steuern. Die Aufnahme eines diesbezüglichen Hinweises in den Ge­

setzestext wird für dri ngend erforderl ich erachtet, umsomehr als 

der VwGH einen diesbezüglichen Hinweis in den Erläuterungen der 

RV zu § 77 Abs 2 GewO 19 73 in seiner Judikatur ignoriert. 

Zu § 6: Im Abs 1 wäre eine Bedachtnahme auf den Stand der Techni k 

ergänzend vorzusehen. Es wäre jedenfalls nicht vertretbar (und 

auch mit dem Grundsatz der Rechtstaatlichkeit nicht vereinbar) , 

die Entscheidung über das Ausmaß der im jeweil igen Einzelfall 

"vermeidbaren Emissionen" dem Ermessen der Behörde zu überlassen. 

Die im Abs 1 Z 3 enthal tenen abfal lpol itischen Voraussetzungen 

sind zur Erreichung der Ziele des Gesetzes ni cht erforderlich und 

werden aus grundsätzlichen ordnungspol itischen Gründen abgelehnt. 

Die Beurtei l ung der abfal lwirtschaftl ichen Optimierung al ler Be­

triebsvorgänge durch Sachverständige würde zu einer unverhältnis­

mäßigen Verl ängerung und Verteuerung des Verfahrens führen. Kei­

nesfalls für d ie Genehmigungsfähigkeit eines Projektes kann maß­

gebl ich sein, ob die zu erwartenden Betriebsabfälle "ordnungsge­

mäß beseitigt werden"; soferne keine Entsorgung im Rahmen des Be­

triebes sel bst stattfindet, muß die ordnungsgemäße Ubergabe nach 

Maßgabe der bestehenden Abfal lbeseitigungsvorschriften genügen. 

Ungeachtet bestimmter Wechsel beziehungen zwi schen Energiever­

brauch und Emissionsmengen muß bei d er Aufnahme von Energiespar­

bestimmungen in den vorliegenden Entwurf die Judikatur des VfGH 

zu einschlägigen Regelungen in der GewO 19 73 berücksichtigt wer-
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den. Es wird jedenfal ls von der Gestaltung der - erst zu schaf­

fenden - Verfassungsgrundlagen des Gesetzentwurfes abhängen, ob 

ei ne derartige Regelung möglich sein wird. Jedenfal l s  wäre dabei 

darauf Bedacht zu nehmen, daß Energi eeinsparung keineswegs unab­

hängig von den sonstigen damit zusammenhängenden Komponenten be­

triebl icher Abl äufe gefordert werden dürfte. Auch in diesem Zu­

sammenhang gelten die oben erwähnten ordnungspol itischen Einwän­

de. Weitere verfassungsrechtliche Bedenken verbinden sich mit der 

vorgesehenen Erlassung von Bau- und Wärmedämmungsvorschriften für 

Betriebsanlagen im Hinbl ick auf die notwendige Abgrenzung zu den 

Angelegenheiten des Baurechts. Auch diese Frage kann frei l i ch 

erst nach Vorliegen der angestrebten Kompetenzregel ung beurteilt 

werden. 

Zu § 7: Da es sich im Betriebsbewi l l igungsverfahren l ediglich um 

die Uberprüfung der Einhal tung der im Genehmigungsbescheid er­

tei lten Aufl agen usw handel t, scheint eine ParteisteIlung der 

Nachbarn in diesem Verfahren nicht erforderlich. Nach den Erfah­

rungen in der Vol lziehung der GewO 19 73 wird diese ParteisteIlung 

häufig zur mutwi l l igen Verfahrensverzögerung mißbraucht. Im Hin­

blick auf die Judikatur des VwGH zur vergleichbaren Bestimmung 

des § 78 GewO müßte aber ein ausdrückl icher Ausschluß der Partei­

steIlung ausgesprochen werden. Sol l ten nach Ertei lung der Be­

triebsbewil l igung zusätzl iche Maßnahmen zum Schutz von Nachbar­

interessen notwendig sein, könnten sie durch Ertei lung nachträg­

l icher Auflagen (§ 17 des Entwurfes) jederzeit ergriffen werden. 

Die in der Vol lziehung der GewO 19 73 gewonnenen Erfahrungen haben 

deutl ich gemacht, daß Anlagen, die auf nachhaltigen Nachbarwider­

stand stoßen, in  der Regel nur aufgrund eines Probebetriebes er­

richtet werden konnten, und zwar auch ohne daß der Genehmigungs­

bescheid bereits in Rechtskraft erwachsen war. Obwohl diese Pra­

xis mit der Rechtsl age des § 78 Abs 2 nicht im Einklang steht, 

wurde sie häufig von der Behörde geduldet und zwar mit dem Argu­

ment, daß der Probebetrieb der KlarsteIlung eines ausreichenden 

Schutzes von Nachbarinteressen diene. Dieser Zweck könnte insbe-
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sondere durch Verbindung der Bestimmungen über den Probebetrieb 

mit den Regelungen betreffend die Genehmigung von Vorarbeiten 

(§ 10 des Entwurfes) errei cht werden. Weiters müßte in den Be­

griff der "Vorarbeiten" auch die Errichtung und Inbetriebnahme 

von Tei len der Anlage (al l enfal l s  auch der gesamten Anlage) vor­

gesehen sein. Jedenfal ls wäre bei der Neugestaltung der entspre­

chenden Regelungen auf größtmögl iche Flexibi l ität Wert zu l egen , 

wobei vor al l em Beschränkungen der Rechtsmittel gegen die Anord­

nung eines Probebetriebes vorzusehen wären. Die Beschränkung des 

Probebetriebes auf höchstens 3 Jahre sol lte ebenfal l s  - zumindest 

für Großprojekte - flex ibel gehandhabt bzw verlängert werden kön­

nen. 

Zu § 8: Die Erläuterungen enthal ten keine Begründung, weshalb von 

dem in § 77 Abs 1 GewO 19 73 gewählten (und in den Erläuterun­

gen/RV dieser Bestimmung überzeugend begründeten) Modell abgegan­

gen werden sol l ,  led iglich die Vorschreibung von Auflagen als Ne­

benbestimmung des Genehmigungsbescheides vorzusehen. Nach Meinung 

der Bundeswirtschaftskammer hat sich diese Regel ung bewährt und 

sol lte nur mit entsprechender Begründung (durch die Wiederei nfüh­

rung der Mögl ichkeit von Bedi ngungen) verl assen werden. 

Der im DKEG beschri ttene Weg ei ner genaueren Aufzählung von Ne­

benbestimmungen des Genehmigungsbescheides war dort einfacher zu 

verwirkl ichen, wei l es sich um die Genehmigung von im Grunde 

gleichartigen Anlagen handelte. Der vorl iegende Gesetzesentwurf 

betrifft aber die Genehmigung verschiedenster Typen von Anlagen. 

Der Versuch ei ner genaueren Festlegung des Bescheidinhaltes 

scheint dabei weitgehend zum Scheitern verurtei lt, wie Abs 2 

zeigt. Im Grunde kommen dort nicht nur die unter Z 3 und 4 be­

reits begriffl ich eingeschränkten Auflagen, sondern auch die un­

ter Z 1 und 2 genannten Emissionsgrenzwerte und Störfal l auflagen 

nur für bestimmte Arten von Anlagen in Betracht, sodaß von einer 

generel len Anwendung der Bestimmung ("jedenfal l s")  nicht gespro­

chen werden kann. 
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Die Möglichkeit, Immissionsmessungen bereits ab einer Brennstoff­

wärmeleistung von 25 MW vorzuschreiben (Abs 3 Z 5 ) , wird ent­

schieden abgelehnt. Abgesehen von den gewaltigen Kosten wirklich 

aussagekräftiger Immissionsmessungen ist dabei zu berücksichti­

gen, daß dem Anlageni nhaber in der Regel die rechtlichen Voraus­

setzungen zur Ei nrichtung entsprechender Meßstellen auf fremden 

Grundstücken fehlen werden - ganz abgesehen davon, daß festgelegt 

sein müßte, welche Meßmethoden usw in diesem Zusammenhang über­

haupt in Betracht kommen. 

Hinsichtlich der Vorschreibung von Auflagen zur Sicherung eines 

vertretbaren Wirkungsgrades der eingesetzten Energie ist auf die 

bereits im Zusammenhang mit § 6 geäußerten verfassungsrechtl ichen 

und ordnungspolitische Ei nwände zu verweisen. 

Im übrigen wird vorgeschlagen nach dem Vorbild des § 10 Abs 6 iVm 

§ 4 Abs 8 DKEG vorzusehen, daß im Genehmigungsbescheid für die 

jeweilige Anlage festgestellt werden kann, welche betrieblichen 

Situationen als " Störfalln weitere Veranlassungen notwendig ma­

chen. 

Problematisch erscheint hingegen die Forderung, den Immissi ons­

beitrag von einzelnen Anlagen zu messen. Immissi onsbeiträge kön­

nen allenfalls rechnerisch mit Hilfe von Transmissionsmodellen 

abgeschätzt, niemals jedoch unmittelbar gemessen werden. Solche 

Feststellungen können erforderlichenfalls einmalig getroffen wer­

den, eignen sich aber keineswegs für die regelmäßige Beobachtun­

gen der Immissionswirkungen ei ner Anlage. 

Zu § 9 :  Es wird ausdrücklich begrüßt, daß anläßlich der Antrag­

steIlung lediglich Angaben über die zu erwartenden Emissionen der 

Anlage und nicht auch - wie verschiedentlich gefordert wird -

auch über deren Immissionswirkungen, allfällige Alternativen bzw 

über die volkswirtschaftliche Bedeutung des Projektes verlangt 

sind. Vorsorglich wird angemerkt, daß eine Einbeziehung der 

letztgenannten Gesichtspunkte in das Genehmigungsverfahren den 

Rahmen verwaltungspolizeilicher Gefahrenabwehr jedenfalls verlas­

sen und auf entschiedene Ablehnung stoBen würde. 
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Zu § 10: Bereits bei § 7 wurde darauf hingewiesen, daß es zweck­

mäßig erschiene, die gegenständliche Regelung so zu erweitern, 

daß auch die Errichtung und probeweise Betriebsaufnahme der An­

lage davon erfaBt sein könnte. 

Zu § 11: Diese Bestimmung übernimmt jene Neuerungen des § 356 

Abs 1 und 3 GewO in der Fassung der RV einer Gewerberechtsnovelle 

1988 , welche zur Bewältigung der im Zusammenhang mit der notwen­

digen Berücksichtigung "übergangener Nachbarn" entstehenden Pro­

bleme vorgesehen sind. Ob sich diese Neuregelungen bewähren wer­

den, kann erst nach entsprechender Vollziehungspraxis beurteilt 

werden. Eine abschließende Beurteilung der gegenständlichen Frage 

erscheint derzeit jedenfalls noch nicht möglich. 

Gerade die gegenständliche Bestimmung illustriert anschaulich, 

daß der Entwurf nur eine bruchstückhafte und teilweise ungenügen­

de Weiterentwicklung des gewerberechtlichen Regelungsinstrurnenta­

riurns enthält. So hätte beispielsweise darüber nachgedacht werden 

müssen, wie die Einräurnung von Nachbarrechten an die Bewohner 

grenznaher Grundstücke im Ausland gern § 75 Abs 3 GewO, welche 

bisher praktisch totes Recht dargestellt hat, aktiviert werden 

könnte. Dazu hätte etwa eine K larsteIlung vorgenommen werden müs­

sen, welcher Personenkreis tatsächlich begünstigt werden soll 

(was sind zB " grenznahe Grundstücke"? )  und wie für eine Informa­

tion der betreffenden Personen vorn bevorstehenden Genehmigungs­

verfahren gesorgt werden könnte. Eine grundlegende N eugestaltung 

des Rechtsgebietes, wie sie im vorliegenden Entwurf beabsichtigt 

ist, muß auch Lösungswege für die Probleme des grenzüberschrei­

tenden Umweltschutzes anbieten. 

Zu § 12: Auch an dieser Bestimmung wird beispielhaft deutlich, 

wie wenig ernsthaft bei der Vorbereitung vieler Regelungen des 

gegenständlichen Entwurfes vorgegangen wurde. Tatsächlich beste­

hen triftige Gründe dafür, die Umweltverträglichkeitsprüfung für 

d ie vom Entwurf erfaßten Anlagen zusammen mit dem ordentlichen 

Genehmigungsverfahren zu regeln. Ein allfälliges UVP-Gesetz hätte 
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dann die Funktion einer Auffangregelung für die UVP hinsichtlich 

solcher Vorhaben, die von der gegenständlichen Regelung (oder 

allfälligen weiteren Sonderregelungen) nicht erfaßt wären. Von 

den Erl äuterungen zum vorl iegenden Entwurf kann wohl gefordert 

werden, daß sie ein derartiges Konzept - wenn ei n solches den ge­

genständl ichen Regelungen überhaupt zugrunde liegt - entsprechend 

darlegen und begründen. Dies ist jedoch bedauerl icherweise unter­

blieben. 

Zunächst erhebt sich insbesondere die Frage des Anwendungsberei­

ches einer UVP, welcher im vorliegenden Entwurf wesentlich umfas­

sender vorgesehen ist als im Anhang I der Richtlinie. Die Erörte­

rung von Einzelfragen des Anwendungsbereiches wird einem späteren 

Stadium der Gesetzesvorbereitung vorbehalten: vorl äufig sei le­

diglich auf die notwendige Klarsteilung hingewiesen, inwieweit iS 

der Anlage I der Richtl inie nur Neuerrichtungen oder auch be­

stimmte Änderungen von Anlagen einer UVP unterworfen werden sol­

len. Grundsätzl ich geht die Bundeskammer davon aus, daß die hohen 

Kosten und die Dauer einer Umweltverträglichkeitsprüfung im Hin­

blick auf die Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit der österreichi­

schen Wirtschaft nur soweit akzeptiert werden können , als auch 

Betriebsanlagen im Ausland damit belastet sind. Schl ießlich wäre 

auch eine Klarsteilung wünschenswert, daß das UVP-Verfahren le­

diglich als besonderes Beweisverfahren zur Begutachtung der vor­

aussichtl ichen Wirkungen des beantragten Projektes eingerichtet 

ist. Derselbe Wunsch besteht hinsichtlich einer klaren Aussage 

des Gesetzgebers über die Aufeinanderfolge der öffentlichen Ver­

handlung über die Ergebnisse der UVP und der Augenscheinsverhand­

lung : eine Trennung der beiden Verhandlungstermi ne erscheint im 

Hinblick auf den verschiedenen Teilnehmerkreis angezeigt, wobei 

als Ort der UVP-Verhandlung der in Aussicht genommene Standort 

der Anlage wohl ausgeschlossen werden müßte, weil dem Eigentümer 

des betroffenen (und der angrenzenden) Grundstücke nicht zugemu­

tet werden kann, die möglicherweise zu erwartenden Menschenan­

sammlungen zu dulden. 
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Zweifellos wird die Abhaltung einer UVP eine nicht unbeträchtli­

che Verfahrensverl ängerung mit sich bringen. In diesem Zusammen­

hang erscheint al l erdings die gesetzl iche Festlegung einer beson­

deren Entscheidungsfrist nach Abs 6 des vorl iegenden Entwurfes 

wenig zielführend, wei l die damit verbundene Sanktion des Devolu­

tionsantrages in der Praxis mangels Verschuldens der Behörde kaum 

in Betracht käme, andererseits ei ne Fristverlängerung zur l angsa­

men Verfahrensabwickl ung geradezu einladen könnte. 

Im Entwurf fehlt eine ausreichende Präzisierung des Inhaltes der 

UVP. Dieser muß daher wohl dem Abs 4 iVm den Anforderungen an die 

Umweltverträglichkeitserklärung entnommen werden (Abs 2 2. Satz) . 

Die Bundeskammer tritt dafür ein, die UVP auf eine Prüfung der 

Genehmigungsvoraussetzungen zu beschränken. Da der Inhal t der UVP 

für deren Dauer und Kosten maßgebl ich ist, muß eine eindeutige 

Regelung dieser Frage erfolgen. 

Völlig unverständlich ist die Regelung des Abs 3 2. Satz. Es wür­

de jedenfalls entschieden abgelehnt werden, wenn damit beabsich­

tigt sein sol lte, bei der Genehmigung eines Vorhabens nicht bloß 

auf die Vereinbarkeit des beantragten Projektes mit den gesetz­

l ichen Genehmigungsvoraussetzungen einzugehen, sondern darüber 

hinaus auch sonstige wirtschaftl iche Aktivitäten des Genehmi­

gungswebers zu erfassen. 

Zu § 13: Unverständlich ist, weshalb in der Definiti on des "Stör­

falles" (auch) auf ein Uberschreiten der Immissionswerte abge­

stel lt wird. Insbesonders dann, wenn eine bestimmte Immissionsla­

ge durch Zusammenwirken mehrerer Belastungsquel l en herbeigeführt 

wird, kann der Beitrag einzelner Anlagen oft nur mit komp l izier­

ten Verfahren ermittelt werden, welche die Ergreifung notwendiger 

Störfal lmaßnahrnen jedenfal l s  verzögern würden. Reaktionen auf be­

drohl iche Entwicklungen von Immissionsverhältnissen sol l ten dem 

SmogalarrnG vorbehalten bleiben. Insgesamt ist festzustel len, daß 

die Störfal lregelungen des § 82a GewO in der Fassung der RV einer 

Gewerberechtsnovel l e  1988 wesentlich gelungener erscheinen. 
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Zu § 14: Nach Meinung der Bundeswi rtschaftskammer kann die Ver­

tretbarkeit des im Entwurf verfolgten Konzeptes zur Altanlagensa­

nierung nicht beurteilt werden , solange darin nur die Fristen für 

die Anpassung von Altanlagen angeordnet werden, ohne daß gleich­

zeitig auch Klarheit über die maßgeblichen Grenzwerte geschaffen 

wird. Ein von wirtschaftspolitischem Verantwortungsbewußtsein be­

stimmtes Programm für eine Altanlagensanierung des heranstehenden 

Umfanges müßte um geeignete Anpassungslösungen für die verschie­

denen betrieblichen und technischen Anwendungsbereiche bemüht 

sein ;  nur so ließe sich abschätzen, ob eine Umsetzung des Pro­

grammes ohne Schaden für die österreichische Volkswirtschaft bzw 

die betroffenen Unternehmen möglich wäre. Die Bundeswirtschafts­

kammer könnte daher dem im § 14 des Entwurfes vorgeschlagenen Sa­

nierungskonzept nur zustimmen, wenn im Gesetzestext selbst (oder 

allenfalls in bereits bei der Beschlußfassung des Gesetzes ab­

schließend vorbereiteten Verordnungen) neben den zeitlichen auch 

die inhaltlichen Parameter der Anlagenanpassung festgelegt sind. 

In diesem Zusammenhang wäre klarzustellen, daB jedenfalls nur 

eine einmalige Heranführung der berei ts vor Inkrafttreten des Ge­

setzes genehmigten Anlagen an die Fortschritte der Emissionsver­

meidungstechnologie stattfinden soll - künftige Herabsetzungen 

der Werte also nur für künftige Genehmi gungen gelten sollen. Im 

übrigen tritt die Bundeskammer - wie schon in den Beratungen über 

die Gewerberechtsnovelle 1988 und das Luftreinha1teG für Kessel­

anlagen - auch im vorliegenden Zusammenhang dafür ein, die Altan­

lagensanierung mittels individueller Sanierungsbescheide besser 

auf die jeweiligen Betriebsverhältnisse abzustellen. 

Sollte eine gleichzeitige Fest1egung von Zeitrahmen und Inhalt 

(also der Emissionsgrenzwerte) des Sanierungsplanes nicht statt­

finden , wird seitens der Bundeskarnmer ausdrücklich betont, daß 

als Alternative der i m  § 82 GewO in der Fassung der Regierungs­

vorlage gefundene Lösungsweg in Betracht käme und gleichzeitig 

als äuBerste Grenze ihrer Kompromißfähigkeit in dieser Frage an­

gesehen werden muß. Dies gilt vor allem auch dann, wenn die ge­

genständlichen Regelungen des Entwurfes im Zuge dessen weiterer 
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Bearbeitung durch die Möglichkeit einer mehrmaligen ( dynamischen) 

Anpassungsverpflichtung ausgebaut werden sollten. Ein besonderes 

Anliegen bedeutet in diesem Zusammenhang die Sicherstellung ei ner 

,ausreichenden Arnortisationszeit für Sanierungsinvestitionen, be­

vor die betreffenden Anlagen ( teile) von einer neuerlichen Sanie-
I 

rungsanordnung betroffen werden, wie sie § 82 Abs 1 und 2 GewO in 

der Fassung der RV gewährleisten. Gleiches gilt, wenn sich als 

notwendig erweisen sollte, neben der Herabsetzung zul ässiger 

Schadstoffemissionen auch sonstige Vorschriften über die Bauart, 

Betriebsweise oder Ausstattung von Anlagen zum Zweck der Altanla­

gensanierung zu erlassen. Hier käme es im besonderen Maße auf die 

Möglichkeit des Eingehens auf die individuellen Betriebsverhält­

nisse im Rahmen bescheidrnäßig angeordneter Sanierungsmaßnahmen 

an. 

In diesem Zusammenhang ist wiederum an die in der Einleitung zu 

dieser Stellungnahme berei ts angesprochene Frage zu erinnern, daß 

dem vorliegenden Entwurf nicht entnommen werden kann, wie die 

darin angesprochenen Absichten der Altanlagensanierung mit den 

voraussichtlich früher in Kraft tretenden SanierungSkonzepten der 

Gewerberechtsnovelle 1988 und des Luftrei nhaltegesetzes für Kes­

selanlagen zeitlich und sachlich abgesti mmt werden sollen. Kei­

nesfalls akzeptabel wäre jedenfa�ls , das gegenständliche Gesetz 

auf die Herabsetzung der Emissionsgrenzwerte zu beschränken und 

Fragen der Altanlagensanierung durch Maßnahmen sonstiger Art an­

deren Gesetzen ( zB der GewO) zu überlassen. 

Zu § 15: Auch diese Bestimmung verfolgt einseitig und im Wider­

spruch zum möglichen Inhalt von Immissiongrenzwerten gern § 5 

Abs 2 bloß Fragen der Luftreinhaltungspoli tik. Bei der Erstellung 

eines Sanierungsplanes wird jeweils zu entscheiden sein, in wel­

chem Umfang Maßnahmen bei den diesem Bundesgesetz unterliegenden 

Anlagen zur Erreichung des Sanierungszieles beitragen sollen. Da­

bei kann von Bedeutung sein, ob aus wirtschaftspolitischer Sicht 

neben der Durchführung einer Altanlagensanierung iS des § 14 den 

Anlageninhabern überhaupt noch weitere Maßnahmen zugemutet werden 
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können ; weiters wird von Bedeutung sein, in welchem Ausmaß Immis­

sionen ihren Ursprung bei diesem Gesetz sachl ich (zB Verkehrs­

emissionen) oder räumlich (zB Emissionsquellen außerhalb des Bun­

desl andes) nicht unterliegenden Verursachern haben. Insofern 

müßte also im Abs 2 nach Maßgabe der geschi lderten Umstände ein­

geräumt sein, daß die vorgegebenen Immissionsgrenzwerte im Sanie­

rungsplan allenfalls nur tei lweise erreicht werden müssen. Unbe­

schadet dieser Uberlegungen müßte aber jedenfal ls auch bei der 

Verwirklichung von Sanierungspl änen dafür gesorgt sein, daß die 

im Zusammenhang mit der Altanl agensanierung nach dem Model l  des 

§ 82 GewO in der Fassung der RV bestehenden Möglichkeiten zum 

Eingehen auf die jewei l igen betriebl ichen Verhältnisse der von 

Maßnahmen betroffenen Anlage auch hier gewährleistet sind. Als 

Prinzip bei der Aufstel lung von Sanierungsplänen wäre jedenfal ls 

zu fordern, daß die Vorschreibung von Maßnahmen an private Unter­

nehmen nur subsidiär gegenüber den in erster Linie zu ergreifen­

den Veranlassungen der Energie- und Verkehrsplanung in Betracht 

kommen dürfen. Jedenfal l s  wäre vorzusehen, daß den betroffenen 

Anl ageninhabern Mögl ichkeiten der Mitwirkung an der Vorbereitung 

und des Rechtsschutzes gegen die Erl assung von Sanierungsplänen 

eingeräumt werden. 

In l egistischer Hinsicht sei noch angeregt, im Abs I ergänzend 

festzustel len, daß die Erlassung eines Sanierungspl anes wohl nur 

im Fal le "regelmäßiger" Uberschreitungen von Emissionsgrenzwerten 

in Betracht kommen dürfte. Im Abs 2 wäre klarzustel len, ob die 

genannte Frist sich auf die Dauer der Ausarbeitung des Sanie­

rungsplanes oder dessen Umsetzung bezieht; in letzterem Zusammen­

hang wird jedenfal ls die Festlegung absoluter Fristen im Gesetz 

prinzipiel l abgelehnt, wei l nur im Zusammenhang mit der jewei ls 

vorgesehenen Maßnahme die Angemessenheit der betreffenden Frist 

beurtei lt werden kann. So wie im Fal l e  der Altanlagensanierung 

gern § 14 wäre schl ießlich klarzustel len, daß während des Fristen­

l aufes zur Durchführung eines Sanierungsplanes aufgrund der mitt­

l erwei le mögl icherweise geänderten Immissionsgrenzwerte keine 
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Einleitung weiterer Sanierungsmaßnahmen in Betracht kommen darf, 

sondern jedenfalls nach einer derartigen Maßnahme das Verstrei­

chen der Amortisationszeit für die angeordneten Investitionen ab­

gewartet werden müßte. 

Zu § 16: Die Möglichkeit eines Ausgleichsverbundes wurde im kamm­

erinternen Begutachtungsverfahren überwiegend begrüßt, in legi­

stischer Hinsicht wären allerdings noch einige KlarsteIlungen an­

zubringen. Zunächst ist wohl davon auszugehen und sollte daher 

ausdrücklich normiert sein, daß die Zusammenfassung mehrerer An­

lagen zu einem Ausgleichsverbund nur im Zusammenhang mit der be­

reits erfolgten Anordnung von Maßnahmen gern § §  14, 15 oder 17 

oder allenfalls auch im Zusammenhang mit der Genehmigung von Än­

derungen der Anlage (§ 4 Abs 3) in Betracht kommt. Es leuchtet 

allerdings nicht ein, weshalb die Genehmigung der Zusammenfassung 

mehrerer Anlagen zu einem Ausgleichsverbund von der Genehmigung 

der in diesem Verbund beabsichtigten Maßnahmen getrennt wird. 

Schließlich wäre im Abs 3 zu präzisieren, wonach die "Angemessen­

heit" der dort vorgesehenen Frist zu beurteilen ist: es wird in 

diesem Zusammenhang vorgeschlagen, nach den Grundsätzen des § 82 

Ahs 1 2. Satz GewO in der Fassung der RV vorzugehen. 

Zu § 17: Gegen diese Bestimmung wird kein Einwand erhoben, weil 

sie mit den für § §  79, 79a GewO in der Fassung der RV erarbeite­

ten Kompromissen übereinstimmt. Allerdings ist darauf hinzuwei­

sen, daß in einigen Landeskammern nachhaltige Einwände gegen die­

ses Lösungsmodell erhoben wurden. Im übrigen überrascht, daß die 

Einschränkung der Antragslegitimation des BMUJF im 2 .  Satzteil 

des Abs 4, die in Ubereinstimmung mit dem genannten Ministerium 

aus der GewO gestrichen wurde, im vorliegenden Entwurf wieder 

aufscheint, ohne daß die Erläuterungen dafür eine Begründung an­

führen. 

Zu § 18: An den im Abs 2 enthaltenen Regelungen ist die uneinge­

schränkte Befugnis von Behördenorganen und Sachverständigen zur 

Anordnung der Inbetriebnahme oder Außerbetriebsetzung von Anlagen 

bzw zur Vornahme betrieblicher Verrichtungen zu kritisieren. Ob-

15/SN-73/ME XVII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)26 von 31

www.parlament.gv.at



- 26 -

wohl eine gleichartige Regelung auch im § 338 Abs 2 GewO in der 

Fassung der RV enthalten ist , sol lten Mögl ichkeiten über l egt wer­

den , berechtigten betriebsbedingten E i nwänden des Betriebsinha­

bers oder dessen Stel lvertreters Rechnung z u  tragen. 

Zu § 1 9: Es wäre im Gesetz estext klarzustel len , daß eine E missi­

onserklärung jedenfal ls nur für Luftschadstoffe in Betracht 

kommt. In Hinbl ick auf den mit einer derartigen Erklärung verbun­

denen Arbeitsaufwand erscheint nicht vertretbar, damit auch ver­

hältnismäßig kleine Anlagen mit einer Brennstoffwärmeleistung von 

nur 2 MW zu belasten ; es wird daher vorgeschl agen, die betreffen­

de Grenze entsprechend zu erhöhen. 

Zu § 20: Die gegenständliche Regelung lehnt sich an die ver­

gleichbare Bestimmung des § 82 b GewO in der Fassung der RV an. 

Der 2 .  Satz des Abs 2 ist jedoch unverständl ich, wei l er sich im 

§ 82 b Abs 2 GewO ausschließl ich auf den vorangehenden Halbsatz 

bez ieht, der aber aus sachlichen Gründen nicht in den vor l i egen­

den Entwurfstext über nommen wurde. 

Zu Abs 5 wird darauf hingewiesen , daß Hausfeuerungsanlagen nach 

den - zweifel los unberührt bleibenden - Kehrvorschriften der Län­

der ohnedies in regelmäßigen Abständen zu überprüfen sind. Sinn­

vol lerweise müßte daher daran gedacht werden , den Prüfaufwand 

insgesamt z u  vermindern und die gegenständl iche Regelung zugun­

sten der ohnedies vorgesehenen feuerpolizei l ichen Uberprüfung 

fallen z u  lassen oder die Prüfungen z u  verbinden. 

Während die Abs 1 bis 5 des § 2 0  ausschl ießl ich Uberprüfungen auf 

Veranlassung des Anlageninhabers regeln, führt Abs 6 eine behörd­

l iche, amtswegig vor z unehmende Uberprüfung ein. Es handelt sich 

daher um eine Regelung, die systematisch in den § 18 oder al len­

falls auch in den § 13 aufzunehmen wäre. Der Anwendung dieser Be­

stimmung hängt al l erdings von der mit Verordnung gem § 13 Abs 4 

vorzunehmenden Bez eichnung der gefahrengeneigten Anlagen ab. 
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Zu § 21 : Auch diese Bestimmung übernimmt die Ergebnisse der Re­

gierungsvorlage einer Gewerberechtsnovel le 1 9 88. Sofern die Neu­

fassung des § 360  GewO tatsächlich die vorgeschlagene Fassung er­

halten sol l , wird diese wohl auch in ein künftiges An l agengesetz 

zu übernehmen sein . In diesem Zusammenhang muß al lerdings darauf 

hingewiesen werden, daß seitens der Vertreter der gewerblichen 

Wirtschaft beabsichtigt ist, im Zuge der parlamentarischen Bera­

tungen noch einige Änderungen der betreffenden Bestimmungen z u  

erwirken . I n  diesem Fal le müß te darauf auch im Rahmen des vorlie­

genden Gesetzesvorhabens Bedacht genommen werden. 

Zu § 22: Mangels Erläuterungen fehlt eine Erklärung dafür, wes­

halb der letzte Satz des § 83 GewO in der Fassung der RV betref­

fend die dingliche Wirkung bescheidrnäßiger Aufträge hinsichtlich 

aufgelassener Anlagen in den Entwurf nicht übernommen wurde. 

Ebenfal ls ers taunt das Fehl en einer dem § 80 GewO in der Fassung 

der RV entsprechenden Regelung betreffend Nichtaufnahme des Be­

triebes und Betriebsunterbrechungen. 

Zu § 23 : Aus der Sicht der gewerblichen Wirtschaft besteht gegen 

diese Regelung kein Einwand . Rechtssystematisch ist al lerdings 

kritisch zu vermerken , daß es sich hier um keine Frage des An la­

genrechts handelt .  Im  übrigen wird es vorn Umfang der für eine 

Realisierung des Entwurfes unverzichtbaren Änderung der Kompe­

tenzlage abhängen , ob eine derartige Ermächtigung des Umweltmini­

sters in die Zuständigkeit des Bundesgesetzgebers fäl l t. 

Zu § 24 : Gegen die vorgesehene Regel ung der Behördenzuständigkeit 

in erster Instanz und der Endigung d es Instanzenzuges beim Lan­

deshauptmann bestehen keine Einwände. Allerdings wird vorgeschla­

gen die gern § §  3 3 4  und 3 3 5  GewO bereits bisher bestehenden beson­

deren Zuständigkeitsregelungen , soweit sie sich auf Anl agen be­

ziehen, weiter beizubehalten , um die Kontinuität der Vol lziehung 

in diesen Bereichen zu gewährl eisten. 
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Zu § 25 : Es ist damit zu rechnen, daß im Zeitpunkt des Inkraft­

tretens diesem BG unterworfene Anlagen zwar in Betrieb stehen, 

aber über keine entsprechende Genehmigung verfügen werden . Muß 

nun dem Abs 1 mit Umkehrschluß entnommen werden, daß eine Geneh­

migung nach der neuen Rechtslage einzuholen ist? Darf während der 

Laufzeit des Verfahrens der Betrieb fortgeführt werden? Finden 

bei der Genehmigung solcher Anlagen besondere Gesichtspunkte Be­

rücksichtigung? Diesbez ügliche Regelungen sollten jedenfalls in 

den § 25 zusätz lich aufgenommen werden . In diesem Z usammenhang 

stellt sich überhaupt die Frage, in welchem Ausmaß Genehmigungen 

nach anderen Rechtsvorschriften iS des Abs 1 anerkannt werden 

können, umsomehr als zumindest für den baulichen Teil derartiger 

Anlagen eine Baugenehmigung vorausgesetzt werden kann, ohne daß 

darin auf die Schutz interessen gern § 5 Abs 1 eingegangen worden 

wäre . 

Zu § 26: Im Zusammenhang mit der Aufhebung der betriebsanlagen­

rechtlichen Regelungen der GewO wird zu bedenken sein, daß z ahl­

reiche Tatbestände in anderen Rechtsvorschriften auf die gewerbe­

rechtlichen Bestimmungen bezugnehmen , wie verschiedene Bestimmun­

gen des Wasserrechtsgesetzes, des Strahlenschutz gesetzes, des Ar­

beitnehmerschutzgesetzes usw . Es müßte daher sichergestellt wer­

den, daß derartige Verweisungen entsprechend berichtigt werden, 

und zwar im Interesse der Rechtssicherheit und der benutz er­

freundlichen Gestaltung von Gesetzestexten nicht in Form einer 

generellen Verweisungsnorm, sondern durch punktuelle Korrektur 

der betreffenden Tatbestände . 

Auf die bereits in der Einleitung vorgebrachten Bedenken gegen 

die Aufhebung bergrechtlicher Bestimmungen wird neuerlich hinge­

wiesen. 

Anstelle der Aufhebung des § 1 2  Altölgesetz hätte eine Neuformu­

lierung dieser Bestimmung zu treten, in der nur die anlagenrecht­

lichen Inhalte dieser Regelung ausgeräumt werden . Umweltpolitisch 

problematisch wäre aber die Ausnahme der nicht gewerbsmäßig be-
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triebenen Sammelstellen gern § 17 Altölgesetz von der Neuregelung, 

welche sich daraus ergeben würde, daß diese keine wirtschaftliche 

Tätigkeit iS des § 3 des Entwurfes darstellen. 

Zu § 27: Es wäre nach Meinung der Bundeskammer größte Rechtsunsi­

cherheit z u  befürchten, welchen Inhalt Verordnungen gern § 5 Abs 2 

dieses Gesetzes aufweisen müßten, um die - verfassungsrechtlich 

ohnedies problematische - Außerkraftset zung der gern Abs 1 und 2 

als Bundesgesetz weitergeltenden Verordnungen herbeiz uführen ( vgl 

in diesem Zusammenhang Kriegner in öJZ 1987, 481) . Zu weit geht 

jedenfalls die Anführung der gesamten Altölverordnung in der 

Liste des Abs 2. Diese Verordnung enthält nämlich nicht nur anla­

genbez ogene Bestimmungen. Auch über die Frage der Weitergeltung 

der 2. DurchführungsV gegen forstschädliche Luftverunreinigungen 

" nach Maßgabe des § 49 Abs 3 und 4 ForstG" müßten noch eingehen­

dere Uberlegungen angestellt werden. Uberhaupt ist wohl damit zu 

rechnen, daß im Zeitpunkt des Inkrafttretens des gegenständlichen 

Gesetzesvorhabens im Rahmen der gewerberechtlichen Neuregelungen 

z ur Anlagensanierung bereits eine Reihe weiterer Verordnungen er­

lassen sein werden, die ebenfalls in die neue Rechtslage überge­

führt werden müßten. 

Zu § 28: Die Höchststrafe von S 500 . 000 , -- für den Betrieb nicht 

genehmigter Anlagen erscheint im Hinblick auf die raschen Anpa s ­

sungserfordernisse der wirtschaft a n  Markt- und Produktionsnot­

wendigkeiten zu hoch. Die Praxis z eigt, daß Betriebe immer wieder 

gezwungen sind rasch auf Herausforderungen des Marktes z u  reagie­

ren, auch wenn die dafür erforderlichen Genehmigungen nicht 

reChtzeitig erwirkt werden können. In diesem Zusammenhang ist 

insbesondere z u  bemängeln, daß gerade bei der Anlagengenehmigung 

Verfahrensverzögerungen in beträchtlichem Umfang festgestell t 

werden müssen. Der betreffende Strafrahmen sollte daher auf jene 

Fälle beschränkt werden , in denen der Betreiber eine Anlage ent­

gegen einer bescheidmäßigen Einstellung des Betriebes weiter be­

treibt. 
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Zu § 3 0 : Die Bundeskamrner der gewerblichen Wirtschaft hält eine 

Trennung der Verordnungskompetenz von der sonstigen Vollziehungs­

kompetenz nicht für zielführend, weil nur aus der Befassung mit 

konkreten VOllzugsangelegenheiten auch d i e  nötige Vertrautheit 

mit der Materie gewonnen werden kann, die für die Erlassung gene­

reller Normen erforderlich ist. Andererseits soll die Zuständig­

keit zur Er1assung von Verordnungen die notwendigen Reaktionen 

auf Einsichten in der konkreten Vol lziehungstätigkeit ermögli­

chen. In diesem Z usammenhang wird mit Entschiedenheit abgelehnt, 

d aß dem Bundesminister für Umwelt , Jugend und Fami l i e  Aufgaben 

der Vollziehung des vorliegenden Bundesgesetzes hinsichtlich ge­

werblicher Anlagen übertragen würden : derartige Aufgabe wären dem 

Bundesminister für wirtschaftl iche Angelegenheiten vorzubehalten, 

weil nur dieser im Hinbl ick auf seine sonstige Aufgabenstel lung 

über d ie notwend ige Vertrautheit mit Fragen der Wirtschafts- und 

Gewerbepolitik verfügt, welche für die Erzielung eines akzeptab­

len Kompromisses zwischen wirtschaftspolitischen Erfordernissen 

und ökologischen Notwendigkeiten vorausgesetzt werden muß. 

Hochachtungsvoll 

R DER GEWERBLICHEN WIRTSCHAFT 
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